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Impfstoff aus China?
Regierung verhandelt im Wettlauf gegen die Zeit
In China erhielt der Sinopharm-Impfstoff Ende Dezember seine Zulassung. Das Bild zeigt medizinisches Personal in Qingdao. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - Im Wettlauf gegen die Zeit, die Bevölkerung gegen Covid-19 zu impfen, sucht die Nationalregierung nach neuen Möglichkeiten. Bislang ist der russische „Sputnik V“ der einzige Impfstoff, der in Argentinien eingesetzt wird. Doch die bisherige Lieferungen verliefen schleppender als nötig, um die Bürger vor der zu befürchtenden zweiten Corona-Welle im Herbst zu immunisieren. Erst am Dienstag erfuhr Präsident Alberto Fernández von seinem russischen Amtskollegen Wladimir Putin, dass Russland es nicht schaffen werde, wie angekündigt bis Ende März 20 Millionen Dosen Sputnik V zu liefen.
Hilfe soll nun möglicherweise aus China kommen. Am Dienstag berichteten hiesige Medien übereinstimmend, dass die Fernández-Regierung mit Chinas Führung verhandle, um den Impfstoff des nationalen chinesischen Pharmaunternehmens Sinopharm nach Argentinien zu importieren. Doch zuletzt gestalteten sich die Gespräche schwierig. Nach einem Bericht der Zeitung „La Nación“ wolle die argentinische Seite zunächst einmal eine Million Dosen Impfstoff für diesen Monat ordern. Die Chinesen möchten hingegen ein Paket von 30 Millionen Dosen verkaufen. Eine Unterschrift lag gestern Mittag noch nicht vor.
Wie das russische bedarf auch das chinesische Vakzin zweier Impfungen, ehe die komplette Wirksamkeit erreicht ist. Laut der Zeitung „Clarín“ ist der Preis für den Sinopharm-Impfstoff doppelt so teuer wie „Sputnik V“.
In China hatte das Vakzin Ende Dezember seine offizielle Zulassung erhalten. Wie der Hersteller mitteilte, soll Sinopharm einen annähernd 79-prozentigen Schutz vor Covid-19 bieten. Es ist somit weniger wirksam als andere Impfstoffe wie Sputnik oder auch Biontech/Pfizer und Moderna. Es kann aber bei normaler Kühlschrank-Temperatur gelagert werden. Sinopharm wurde weltweit bereits mehr als einer Million Menschen gespritzt und gelangte in mehr als drei Ländern, darunter dem EU-Kandidatenland Serbien, zum Einsatz.
Die argentinische Nationalregierung verhandelt derweil auch mit dem Pharmaunternehmen AstraZeneca und Covax, der Organisation, die sich um einen weltweit gleichmäßigen und gerechten Zugang zu Covid-19-Impfstoffen bemüht. Wie Gesundheitsminister Ginés González García am Mittwoch mitteilte, habe sich Argentinien bereits 22,4 Millionen Dosen des AstaZeneca-Vakzins gesichert, die ab März ins Land kommen sollten. Derzeit versucht die Regierung eine zusätzlich Bestellung von 1,2 Dosen mit dem britisch-schwedischen Konzern auszuhandeln, deren erste Hälfte bereits in diesem Monat ausgeliefert werden könnte.
Bis Mitte des Jahres sollen - alle Impfstoffe zusammengenommen - 50 Millionen Dosen importiert werden, mit denen dann 25 Millionen Menschen gegen das Virus immun gemacht werden könnten.
Derweil gab es gute Nachrichten, was Sputnik V betrifft: So publizierte das medizinische Fachblatt „The Lancet“ am Dienstag, dass das russische Vakzin eine Wirksamkeit von 91,6 Prozent aufweise. Russische Forscher hatten zuvor weitere Details zu dem Impfstoff veröffentlicht.
Lateinamerika
Kontinent in Kürze
CHILE
Ex-Polizist verurteilt
Angol - Nach dem Tod eines jungen Mannes vom indigenen Volk der Mapuche bei einem Polizeieinsatz ist ein ehemaliger Polizist in Chile zu 16 Jahren Haft verurteilt worden. Einen weiteren Ex-Polizisten verurteilte ein Gericht in der Stadt Angol im sogenannten „kleinen Süden“ des Landes zu drei Jahren Haft, wie aus einer Mitteilung der chilenischen Justizbehörde am Donnerstag vergangene Woche hervorging. Im November 2018 war ein Mapuche bei einem Polizeieinsatz in der Provinz Malleco getötet worden. Nach Angaben der Polizei erlag der 24-jährige Camilo Catrillanca einem Kopfschuss, nachdem er in einen Einsatz der militarisierten Polizei, der Carabineros, geraten war. Offiziellen Angaben zufolge hatte die Polizei eine Gruppe mutmaßlicher Autodiebe bis in die indigene Gemeinde verfolgt und war mit automatischen Feuerwaffen beschossen worden. Als Reaktion auf seinen Tod kam es zu heftigen Protesten. Rund 3000 Angehörige der indigenen Völker nahmen bei einem traditionellen Begräbnis in der Stadt Temuco Abschied von dem jungen Mann. In Chile leben rund 1,3 Millionen Mapuche, das entspricht neun Prozent der Bevölkerung. Sie fordern seit Jahrzehnten die Rückgabe von Ländereien in Süd-Mittel-Chile. Ihre Vorfahren hatten den härtesten Widerstand gegen die spanischen Konquistadoren geleistet. Bis zum 19. Jahrhundert hatten sie ein unabhängiges Gebiet gehabt. Landenteignungen und massive Eingriffe in die Natur wie Staudamm-Projekte führten zu sozialen Spannungen in der Region rund 600 Kilometer südlich der Hauptstadt Santiago de Chile, die sich zuletzt zuspitzten.
EL SALVADOR
Ärzte ohne Grenzen
San Salvador - Nach einem Angriff auf ein Team von Ärzte ohne Grenzen in El Salvador stellt die Hilfsorganisation ihre Arbeit in dem mittelamerikanischen Land vorerst ein. Mitglieder einer bewaffneten Bande hatten einen Rettungswagen der Organisation am Sonntag in einer Siedlung im Großraum San Salvador gestoppt und einen Arzt und einen Pfleger attackiert, wie Ärzte ohne Grenzen mitteilte. Die beiden Opfer wurden dabei leicht verletzt, konnten aber schließlich fliehen. Die Sicherheitslage in El Salvador hatte sich zuletzt erheblich verbessert, trotzdem gehört das Land noch immer zu den gefährlichsten der Welt. Jugendgangs - die sogenannten Maras - kontrollieren ganze Stadtviertel und sind in Schutzgelderpressung und Drogenhandel verwickelt. Die Ärzte ohne Grenzen bieten in einzelnen Vierteln von San Salvador und in der Stadt Soyapango ein Mindestmaß an medizinischer Versorgung, nachdem sich die Gesundheitsbehörden wegen der extremen Gewalt aus diesen sogenannten roten Zonen zurückgezogen haben. Zuletzt war die Hilfsorganisation in El Salvador mit 58 Mitarbeitern im Einsatz.
KUBA
Tote bei Hubschrauberabsturz
Holguín - Im Osten von Kuba sind bei einem Hubschrauberabsturz fünf Menschen ums Leben gekommen. Die Maschine der Streitkräfte sei auf dem Weg von Holguín nach Guantánamo gegen eine Anhöhe gestoßen und abgestürzt, teilte das Verteidigungsministerium in der Nacht auf Samstag mit. Die Unglücksursache werde noch untersucht. In Kuba kommt es immer wieder zu zum Teil schweren Flugzeug- und Helikopterabstürzen. Im Mai 2018 verunglückte eine Boeing 737 der staatlichen Fluggesellschaft Cubana de Aviación kurz nach dem Start in Havanna. 112 Menschen kamen bei dem Unfall ums Leben. Rund ein Jahr zuvor wurden acht Soldaten getötet, als ihr Flugzeug im Westen der Insel mit einem Berg kollidierte. (dpa)
Internationale Politik
Militärputsch in Myanmar
Aung San Suu Kyi soll angeklagt werden
Von den Militärs festgesetzt: Aung San Suu Kyi. (Foto: Reuters/AP/dpa)
Naypyidaw (dpa) - Die neue Militärführung in Myanmar will die entmachtete Regierungschefin Aung San Suu Kyi nach deren Festsetzung anklagen. Ein Mitglied ihrer Partei „Nationale Liga für Demokratie“ (NLD) schrieb am Mittwoch auf Facebook, die 75-Jährige solle wegen Verstößen gegen die Import-Export-Gesetze des Landes zur Verantwortung gezogen werden. Berichten zufolge sollen bei einer Hausdurchsuchung Funkgeräte in Suu Kyis Haus gefunden worden sein. Es werde geprüft, ob diese illegal ins Land gebracht worden seien. Auch Staatspräsident Win Myint soll dem NLD-Mitglied zufolge in Zusammenhang Verstößen gegen die Corona-Auflagen angeklagt werden.
Das Militär im früheren Birma hatte sich in der Nacht zum Montag zurück an die Macht geputscht, nachdem vor zehn Jahren demokratische Reformen eingeleitet worden waren. Suu Kyi und Dutzende weitere Politiker wurden festgesetzt. Die Friedensnobelpreisträgerin soll sich seither im Hausarrest befinden. Wo sie sich genau aufhält, ist weiter unklar. Laut Militär sollen Vorwürfe des Wahlbetrugs bei der Parlamentswahl im November Grund für den Putsch gewesen sein. Suu Kyi hatte die Wahl mit absoluter Mehrheit gewonnen. Wahlbeobachtern zufolge gab es keine Beweise für die Vorwürfe des Militärs. Die USA und die EU drohten umgehend mit Sanktionen.
Die Streitkräfte haben einen einjährigen Ausnahmezustand über das südostasiatische Land mit knapp 54 Millionen Einwohnern verhängt. Anschließend soll es Wahlen geben, wie die Militärs ankündigten. Beobachter halten dies aber derzeit für unwahrscheinlich. Am Dienstag stellte die Armee ihr neues Kabinett vor, bestehend aus Generälen, ehemaligen hochrangigen Soldaten und Politikern einer vom Militär gestützten Partei.
Am Donnerstag hat es erstmals Straßenproteste gegen den Militärputsch und die Festnahme Aung San Suu Kyis gegeben. In der Millionenstadt Mandalay im Norden des Landes demonstrierten vor allem junge Menschen vor der medizinischen Fakultät der örtlichen Universität gegen das Vorgehen der Armee. Der öffentliche Widerstand gegen die Machtübernahme der Armee wurde von Mitarbeitern des Gesundheitswesens angeführt. Sie hatten bereits am Mittwoch gestreikt. Die Bewegung des zivilen Ungehorsams in dem südostasiatischen Land teilte mit, zahlreiche medizinische Fachkräfte hätten in mehr als 30 Städten entweder ihre Arbeit niedergelegt oder zum Zeichen des Protests eine rote Schleife getragen. In der größten Stadt Yangon machten viele Menschen ihrem Ärger Luft, indem sie an Fenstern und Balkonen lautstark auf Töpfe und Pfannen schlugen. In Myanmar sollen mittels Lärm-Protesten böse Geister vertrieben werden.
Die neue Militärführung in Myanmar hat inzwischen eine vorübergehende Sperre des Online-Netzwerks Facebook angeordnet, über das ihre Gegner ihren Widerstand organisiert hatten. Die Plattform trage zur Destabilisierung des Landes bei, teilte das Verkehrsministerium mit.
Internationale Politik
Solidarität in der Pandemie
Deutsche Soldaten helfen in Portugal
Vor dem Abflug: Bundeswehr-Sanitätschef Baumgärtner spricht mit der Presse. (Foto: dpa)
Wunstorf/Lissabon (dpa) - Der Botschafter Portugals spricht auf dem windigen Vorfeld des niedersächsischen Fliegerhorts vom Geist der europäischen Solidarität. Kurz darauf startet am Mittwoch der Luftwaffen-Airbus A400M mit 26 Bundeswehrsoldaten und mehreren Dutzend Beatmungs- sowie Infusionsgeräten aus Wunstorf nach Lissabon - die Hauptstadt des im Corona-Kampf strauchelnden Hochrisikolands. Portugal sei Deutschland sehr dankbar für die Unterstützung in dieser extrem dramatischen und schwierigen Phase der Pandemie, sagt Botschafter Francisco Ribeiro de Menezes.
Die acht Ärztinnen und Ärzte sowie das Sanitätspersonal sollen drei Wochen lang in einer zivilen Klinik bei der Behandlung schwerkranker Covid-19-Patienten helfen. Danach werden sie nach Angaben der Bundeswehr wahrscheinlich von einem weiteren Hilfsteam abgelöst. Auch der Inspekteur des Sanitätsdienstes, Generaloberstabsarzt Ulrich Baumgärtner, der die Männer und Frauen begleitet, betont die europäische Solidarität. „Die Situation dort ist unvergleichlich schwieriger als sie hier bei uns ist. Die Krankenhäuser laufen über. Und deshalb werden wir dort eben gebraucht.“
Portugal ist besonders stark von der als höher ansteckend geltenden Virusvariante betroffen, die zunächst in Großbritannien aufgefallen ist. Das Gesundheitssystem, das über weniger Betten auf Intensivstationen gemessen an der Bevölkerung verfügt als Deutschland, ist völlig überfordert. Vor Krankenhäusern bildeten sich nach nach Angaben des portugiesischen Ärzteverbandes ANMSP an den vergangenen Tagen teilweise Schlangen von bis zu 30 Krankenwagen, weil das Personal alle Hände voll zu tun hatte und die Kranken nicht so schnell aufgenommen werden konnten. Medien berichteten von Patienten, die eine ganze Nacht im Krankenwagen verbringen mussten.
Die deutschen Soldatinnen und Soldaten erwartet ein herzlicher Empfang am südwestlichen Rand Europas. Auch Österreich und Spanien wollen helfen, aber „Die Deutschen sind die Ersten“, titelte das Renommierblatt „Público“. Leser der Zeitung schrieben, sie seien bewegt und dankbar ob der Hilfe aus Berlin. „In schwierigen Stunden erkennt man die echten Freunde“, hieß es in der Kommentarspalte.
Die Nothilfe aus Deutschland wurde dringend erwartet und kommt vermutlich gerade noch rechtzeitig. Kaum irgendwo auf der Welt richtet das Virus derzeit größeren Schaden an. Nirgendwo wurden zuletzt im Verhältnis zur Bevölkerungszahl mehr Neuinfektionen und mehr Todesfälle im Zusammenhang mit Sars-CoV-2 gemeldet. Nach Zahlen der EU-Agentur ECDC steckten sich in Portugal zuletzt binnen 14 Tagen 1429 Menschen je 100.000 Einwohner mit dem Virus an. Damit liegt Portugal vor Spanien (1026) an der Spitze der 30 erfassten Länder. Für Deutschland betrug dieser Wert gut 265.
Ende Oktober waren es in Portugal noch knapp 350 gewesen. Für den starken Anstieg werden unter anderem die Lockerungen der Einschränkungen zu Weihnachten sowie die von Großbritannien ausgehende, besonders ansteckende Virusvariante verantwortlich gemacht.
Internationale Politik
Weltnachrichten
USA
Trump-Impeachment
Washington - Die Ankläger im Amtsenthebungsverfahren gegen Donald Trump halten dessen Verantwortung für den Sturm aufs Kapitol für erwiesen und fordern eine Ämtersperre für den früheren US-Präsidenten. „Die Verantwortung von Präsident Trump für die Ereignisse des 6. Januar ist eindeutig“, hieß es in einer am Dienstag veröffentlichten Stellungnahme. „Präsident Trumps Anstiftung zum Aufruhr erfordert seine Verurteilung und seinen Ausschluss von zukünftigen Bundesämtern.“ Das Amtsenthebungsverfahren gegen den Republikaner Trump soll am Dienstag kommender Woche im Senat beginnen. Die für eine Verurteilung notwendige Zweidrittelmehrheit im Senat zeichnet sich allerdings nicht ab. Dafür müssten 17 Republikaner mit den 50 Demokraten stimmen.
RUSSLAND
Nawalny muss in Haft
Moskau - Nach dem umstrittenen Urteil gegen den Kremlkritiker Alexej Nawalny wächst international der Druck auf Russland. Bundeskanzlerin Angela Merkel und andere Spitzenpolitiker forderten die sofortige Freilassung des Oppositionellen, der zu einer mehrjährigen Haftstrafe verurteilt worden war. Unmittelbar nach der Urteilsverkündung gingen Tausende Menschen auf die Straße. Bei Protestzügen durch das Zentrum Moskaus skandierte die Menge „Freiheit“ und „Putin ist ein Dieb!“. Die Demonstranten warfen Präsident Wladimir Putin vor, ihnen demokratische Freiheiten zu rauben. Die Sicherheitskräfte gingen brutal gegen die zumeist jungen Protestierenden vor und nahmen viele von ihnen über Stunden fest. Proteste gab es auch in St. Petersburg im Norden des Landes.
USA
Neue Migrationspolitik
Washington - Der neue Präsident Joe Biden hat den Kurswechsel in der US-Migrationspolitik weiter vorangetrieben und seinem Vorgänger ein vernichtendes Zeugnis ausgestellt. Der Demokrat unterzeichnete am Dienstag drei Verfügungen und machte damit von Donald Trump erteilte Anordnungen zu Einwanderungs- und Asylfragen rückgängig. Mit einer Verfügung will Biden Migrantenfamilien wieder vereinen, die in Trumps Amtszeit von US-Behörden an der Grenze zu Mexiko getrennt wurden. Mit einer weiteren Verfügung sollen Regelungen der Vorgängerregierung überprüft und gegebenenfalls umgekehrt werden, mit denen die US-Grenze zu Mexiko für Asylsuchende faktisch geschlossen worden war. Die Biden-Regierung wolle Migration aus Mittelamerika langfristig mehr durch Bekämpfung der Fluchtursachen und „humane“ Regelungen angehen, hieß es. Derzeit ist die Grenze zu Mexiko wegen der Pandemie ohnehin weitgehend geschlossen.
KANADA
US-Terrorgruppen
Ottawa - Nach der Erstürmung des US-Kapitols am 6. Januar will Kanada die rechtsradikalen „Proud Boys“ als Terrororganisation einstufen. Sicherheitsminister Bill Blair kündigte am Mittwoch an, die Organisation zusammen mit zwölf anderen Gruppen, die teilweise Neonazi-Gedankengut vertreten, als „ideologisch motivierte gewalttätige Extremisten“ aufzulisten. Das bedeutet, dass Banken Vermögen der Organisationen einfrieren und Strafverfolgungsbehörden gegen Unterstützer sowie Geldgeber vorgehen können. Angehörige der „Proud Boys“ waren Teil des Mobs, der Anfang Januar aufgestachelt vom damaligen US-Präsidenten Donald Trump das Kapitol in Washington stürmte.
WELTSTRAFGERICHT
Uganda-Urteil
Den Haag - Nach Jahrzehnten von grausamen Verbrechen in Uganda ist erstmals ein früherer Kommandant der berüchtigten Lord‘s Resistance Army (LRA) vom Weltstrafgericht schuldig gesprochen worden. Dominic Ongwen wurde wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit in 61 Fällen schuldig gesprochen - darunter Mord, Verstümmelungen, sexuelle Gewalt und der Einsatz von Kindersoldaten. Ongwen war einer der Stellvertreter des berüchtigten LRA-Chefs Joseph Kony, der noch immer flüchtig ist. Er hatte sich Anfang 2015 ergeben, die Vorwürfe aber als unwahr zurückgewiesen. Nun droht ihm eine lebenslange Haftstrafe. Das Strafmaß wird zu einem späteren Zeitpunkt festgestellt. Ein mildernder Umstand könnte sein, dass er selbst nicht nur Täter, sondern auch Opfer der LRA war. Er war als etwa Neunjähriger auf dem Weg zur Schule verschleppt und selbst als Kindersoldat eingesetzt worden.
VIETNAM
Führung bestätigt
Hanoi - In Vietnam hat der im Amt bestätigte Generalsekretär der Kommunistischen Partei zugesichert, Korruption in den eigenen Reihen zu bekämpfen. „Wir haben uns Millionen US-Dollar zurückgeholt“, sagte Nguyen Phu Trong am Montag zum Ende des einwöchigen Parteitags der Kommunistischen Partei. Der 76-Jährige, der am Sonntag für eine dritte Amtszeit bestätigt worden war, ist bereits in den vergangenen Jahren gegen Korruption innerhalb der Partei vorgegangen. Mehrere hochrangige Funktionäre wurden festgenommen und zwei Mitglieder des Politbüros aus der Partei ausgeschlossen. Vietnam ist ein Einparteienstaat. Der alle fünf Jahre stattfindende Parteitag gilt als wichtigstes politisches Ereignis in dem südostasiatischen Land. (dpa)
Wirtschaft
Geschäftsnachrichten
Fenix Entertainment Group
Dieser Konzern, kontrolliert von Marcelo Figoli, hat das Unterhaltungszentrum “Parque de la Costa”, am Río de la Plata, in der Nähe des Flughafens, gekauft und sich dabei verpflichtet, 500 Arbeitsplätze zu erhalten. Der Kauf umfasst auch den Wasserpark Aquafan, das Theater Nini Marshall, und China Town. Die Arbeit, um die Anlagen in Ordnung zu bringen, werden in den kommenden Wochen aufgenommen, so dass die Anlagen wieder für das Publikum geöffnet werden können. Der Figoli-Konzern hatte vorher schon das Aktienpaket von 50% des Ausstellungsgeländes “La Rural S.A.” gekauft. Die anderen 50% gehören dem Verband “Sociedad Rural Argentina”, der dort die jährliche Landwirtschaftsausstellung organisiert. Abgesehen davon finden dort unzählige Ausstellungen statt, von denen die Buchmesse die wichtigste ist.
Ledesma
Dieses bei der Zuckerproduktion mit Abstand führende Unternehmen, hat auch bei Zitrusfrüchten eine führende Stellung. 2020 hat die Firma 27,945 Tonnen Zitrusfrüchte exportiert, davon 85% Orangen und 15% Zitronen. Das Obst war für die EU bestimmt, die jedoch im August diesen Import verbot, so dass Ledesma andere Märkte suchen musste, und schließlich nach Irak, Belarus, Saudi-Arabien u.a. Ländern exportierte. 2020 hat Ledesma insgesamt 90.628 Tonnen Zitrusfrüchte auf 3.000 ha in den Provinzen Jujuy und Salta erzeugt. Von der Produktion entfielen 55% auf Orangen, 27% auf Zitronen und 18% auf Grapefruit. In der Anlage zur Erzeugung von Saft und Zitrusöl wurden 67.868 Tonnen verarbeitet, und 4.537 Tonnen Saft und (mit der Schale) 357 Tonnen Zitrusöl erzeugt.